
IHRA-Definition von Antisemitismus (von 2016, in BRD übernommen 2017) 

Im Geiste der Stockholmer Erklärung, welche ausführt: „Da die Menschheit noch immer von 

… Antisemitismus und Ausländerfeindlichkeit gezeichnet ist, trägt die Völkergemeinschaft 

eine hehre Verantwortung für die Bekämpfung dieser Übel“, hat der Ausschuss für 

Antisemitismus und Holocaustleugnung  das IHRA Plenum in Budapest 2015 aufgefordert, 

die nachstehende Arbeitsdefinition von Antisemitismus anzunehmen.  

  

Am 26. Mai 2016, entschied das Plenum in Bukarest: die folgende nicht rechtsverbindliche 

Arbeitsdefinition von Antisemitismus anzunehmen: 

 

„Antisemitismus ist eine bestimmte Wahrnehmung von Jüdinnen und Juden, die sich 

als Hass gegenüber Jüdinnen und Juden ausdrücken kann. Der Antisemitismus richtet 

sich in Wort oder Tat gegen jüdische oder nichtjüdische Einzelpersonen und/oder deren 

Eigentum sowie gegen jüdische Gemeindeinstitutionen oder religiöse Einrichtungen.“ 

Um die IHRA bei ihrer Arbeit zu leiten, können die folgenden Beispiele zur 

Veranschaulichung dienen: 

  

Erscheinungsformen von Antisemitismus können sich auch gegen den Staat Israel, der dabei 

als jüdisches Kollektiv verstanden wird, richten. Allerdings kann Kritik an Israel, die mit der 

an anderen Ländern vergleichbar ist, nicht als antisemitisch betrachtet werden. 

Antisemitismus umfasst oft die Anschuldigung, die Juden betrieben eine gegen die 

Menschheit gerichtete Verschwörung und seien dafür verantwortlich, dass „die Dinge nicht 

richtig laufen“. Der Antisemitismus manifestiert sich in Wort, Schrift und Bild sowie in 

anderen Handlungsformen, er benutzt unheilvolle Stereotype und unterstellt negative 

Charakterzüge. 

  

Aktuelle Beispiele von Antisemitismus im öffentlichen Leben, in den Medien, Schulen, am 

Arbeitsplatz und in der religiösen Sphäre können unter Berücksichtigung des Gesamtkontexts 

folgendes Verhalten einschließen, ohne darauf beschränkt zu sein: 

 Der Aufruf zur Tötung oder Schädigung von Jüdinnen und Juden im Namen einer 

radikalen Ideologie oder einer extremistischen Religionsanschauung sowie die 

Beihilfe zu solchen Taten oder ihre Rechtfertigung. 

  

 Falsche, entmenschlichende, dämonisierende oder stereotype Anschuldigungen gegen 

Jüdinnen und Juden oder die Macht der Jüdinnen und Juden als Kollektiv – 

insbesondere aber nicht ausschließlich die Mythen über eine jüdische 

Weltverschwörung oder über die Kontrolle der Medien, Wirtschaft, Regierung oder 

anderer gesellschaftlicher Institutionen durch die Jüdinnen und Juden. 

  

 Das Verantwortlichmachen der Jüdinnen und Juden als Volk für tatsächliches oder 

unterstelltes Fehlverhalten einzelner Jüdinnen und Juden, einzelner jüdischer Gruppen 

oder sogar von Nichtjüdinnen und Nichtjuden. 

  

 Das Bestreiten der Tatsache, des Ausmaßes, der Mechanismen (z.B. der 

Gaskammern) oder der Vorsätzlichkeit des Völkermordes an den Jüdinnen und Juden 

durch das nationalsozialistische Deutschland und seine Unterstützer und Komplizen 



während des Zweiten Weltkrieges (Holocaust). 

  

 Der Vorwurf gegenüber den Jüdinnen und Juden als Volk oder dem Staat Israel, den 

Holocaust zu erfinden oder übertrieben darzustellen. 

  

 Der Vorwurf gegenüber Jüdinnen und Juden, sie fühlten sich dem Staat Israel oder 

angeblich bestehenden weltweiten jüdischen Interessen stärker verpflichtet als den 

Interessen ihrer jeweiligen Heimatländer. 

  

 Das Aberkennen des Rechts des jüdischen Volkes auf Selbstbestimmung, z.B. durch 

die Behauptung, die Existenz des Staates Israel sei ein rassistisches Unterfangen. 

  

 Die Anwendung doppelter Standards, indem man von Israel ein Verhalten fordert, das 

von keinem anderen demokratischen Staat erwartet oder gefordert wird. 

  

 Das Verwenden von Symbolen und Bildern, die mit traditionellem Antisemitismus in 

Verbindung stehen (z.B. der Vorwurf des Christusmordes oder die 

Ritualmordlegende), um Israel oder die Israelis zu beschreiben. 

  

 Vergleiche der aktuellen israelischen Politik mit der Politik der Nationalsozialisten. 

  

 Das kollektive Verantwortlichmachen von Jüdinnen und Juden für Handlungen des 

Staates Israel. 

  

Antisemitische Taten sind Straftaten, wenn sie als solche vom Gesetz bestimmt sind (z.B. 

in einigen Ländern die Leugnung des Holocausts oder die Verbreitung antisemitischer 

Materialien). 

  

Straftaten sind antisemitisch, wenn die Angriffsziele, seien es Personen oder Sachen – wie 

Gebäude, Schulen, Gebetsräume und Friedhöfe – deshalb ausgewählt werden, weil sie 

jüdisch sind, als solche wahrgenommen oder mit Jüdinnen und Juden in Verbindung gebracht 

werden. 

  

Antisemitische Diskriminierung besteht darin, dass Jüdinnen und Juden Möglichkeiten oder 

Leistungen vorenthalten werden, die anderen Menschen zur Verfügung stehen. Eine solche 

Diskriminierung ist in vielen Ländern verboten. 

 

Jerusalem Declaration of Antisemitism (JDA) 

Definition  
Antisemitismus ist Diskriminierung, Vorurteil, Feindseligkeit oder Gewalt gegen Jüdinnen und Juden 

als Jüdinnen und Juden (oder jüdische Einrichtungen als jüdische).  

Leitlinien 

A. Allgemein  



1. Es ist rassistisch, zu essentialisieren (eine Charaktereigenschaft als angeboren zu behandeln) oder 

pauschale negative Verallgemeinerungen über eine bestimmte Bevölkerung zu machen. Was für 

Rassismus im Allgemeinen gilt, gilt im Besonderen auch für Antisemitismus. 

ACHTUNG: dies ist die „klassische“ Rassismus-Definition und nicht die der Weißseins-Theorie!  

2. Das Spezifikum des klassischen Antisemitismus ist die Vorstellung, Jüd:innen seien mit den 

Mächten des Bösen verbunden. Dies steht im Zentrum vieler antijüdischer Fantasien, wie etwa der 

Vorstellung einer jüdischen Verschwörung, in der „die Juden“ eine geheime Macht besäßen, die sie 

nutzen, um ihre eigene kollektive Agenda auf Kosten anderer Menschen durchzusetzen. Diese 

Verknüpfung zwischen Jüd:innen und dem Bösen setzt sich bis heute fort: in der Fantasie, dass „die 

Juden“ Regierungen mit einer „verborgenen Hand“ kontrollieren, dass sie die Banken besitzen, die 

Medien kontrollieren, als „Staat im Staat“ agieren und für die Verbreitung von Krankheiten (wie 

etwa Covid-19) verantwortlich sind. All diese Merkmale können für unterschiedliche (und sogar 

gegensätzliche) politische Ziele instrumentalisiert werden.  

3. Antisemitismus kann sich in Worten, Bildern und Handlungen manifestieren. Beispiele für 

antisemitische Formulierungen sind Aussagen, dass alle Jüd:innen wohlhabend, von Natur aus geizig 

oder unpatriotisch seien. In antisemitischen Karikaturen werden Jüd:innen oft grotesk, mit großen 

Nasen und in Verbindung mit Reichtum dargestellt. Beispiele für antisemitische Taten sind: 

jemanden angreifen, weil sie oder er jüdisch ist, eine Synagoge angreifen, Hakenkreuze auf jüdische 

Gräber schmieren oder Menschen aufgrund ihrer Zugehörigkeit zum Judentum nicht einzustellen 

oder nicht zu befördern.  

4. Antisemitismus kann direkt oder indirekt, eindeutig oder verschlüsselt (‚kodiert‘) sein. Zum 

Beispiel ist „die Rothschilds kontrollieren die Welt“ eine kodierte Behauptung über die angebliche 

Macht „der Juden“ über Banken und die internationale Finanzwelt. In ähnlicher Weise kann die 

Darstellung Israels als das ultimative Böse oder die grobe Übertreibung seines tatsächlichen 

Einflusses eine kodierte Ausdrucksweise sein, Jüd:innen zu rassifizieren und zu stigmatisieren. In 

vielen Fällen ist die Identifizierung von kodierter Sprache eine Frage des jeweiligen Kontextes und 

der Abwägung, bei der diese Leitlinien zu berücksichtigen sind.  

5. Es ist antisemitisch, den Holocaust zu leugnen oder zu verharmlosen, indem man behauptet, der 

vorsätzliche Völkermord der Nazis an den Jüd:innen habe nicht stattgefunden, es habe keine 

Vernichtungslager oder Gaskammern gegeben oder die Zahl der Opfer bestehe nur in einem 

Bruchteil der tatsächlichen Anzahl. 

B. Israel und Palästina: Beispiele, die als solche antisemitisch sind  

6. Die Symbole, Bilder und negativen Stereotypen des klassischen Antisemitismus (siehe Leitlinien 2 

und 3) auf den Staat Israel anzuwenden.  

7. Jüd:innen kollektiv für das Verhalten Israels verantwortlich zu machen oder sie, bloß weil sie 

jüdisch sind, als Agent:innen Israels zu behandeln. Menschen, weil sie jüdisch sind, aufzufordern, 

Israel oder den Zionismus öffentlich zu verurteilen (z.B. bei einer politischen Versammlung).  

9. Anzunehmen, dass nicht-israelische Jüd:innen, bloß weil sie jüdisch sind, zwangsläufig loyaler zu 

Israel stehen als zu ihren eigenen Ländern.  

10. Jüd:innen im Staat Israel das Recht abzusprechen, kollektiv und individuell gemäß dem 

Gleichheitsgrundsatz zu leben.  



FRAGE: was ist es, wenn man das Existenzrechts Israels in Frage stellt? 

C. Israel und Palästina: Beispiele, die nicht per se antisemitisch sind (unabhängig davon, ob man 

die Ansicht oder Handlung gutheißt oder nicht)  

11. Unterstützung der palästinensischen Forderungen nach Gerechtigkeit und der vollen Gewährung 

ihrer politischen, nationalen, bürgerlichen und menschlichen Rechte, wie sie im Völkerrecht 

verankert sind.  

12. Kritik oder Ablehnung des Zionismus als eine Form von Nationalismus oder das Eintreten für 

diverse verfassungsrechtliche Lösungen für Juden und Palästinenser in dem Gebiet zwischen dem 

Jordan und dem Mittelmeer. Es ist nicht per se antisemitisch, Regelungen zu unterstützen, die allen 

Bewohner:innen „zwischen dem Fluss und dem Meer“ volle Gleichberechtigung zugestehen, ob in 

zwei Staaten, einem binationalen Staat, einem einheitlichen demokratischen Staat, einem föderalen 

Staat oder in welcher Form auch immer.  

13. Faktenbasierte Kritik an Israel als Staat. Dazu gehören seine Institutionen und 

Gründungsprinzipien, seine Politik und Praktiken im In- und Ausland, wie beispielsweise das 

Verhalten Israels im Westjordanland und im Gazastreifen, die Rolle, die Israel in der Region spielt, 

und jede andere Art und Weise, in der es als Staat Vorgänge in der Welt beeinflusst. Es ist nicht per 

se antisemitisch, auf systematische rassistische Diskriminierung hinzuweisen. Im Allgemeinen gelten 

im Falle Israels und Palästinas dieselben Diskussionsnormen, die auch für andere Staaten und andere 

Konflikte um nationale Selbstbestimmung gelten. Daher ist der, wenngleich umstrittene, Vergleich 

Israels mit historischen Beispielen einschließlich Siedlerkolonialismus oder Apartheid nicht per se 

antisemitisch.  

14. Boykott, Desinvestition und Sanktionen sind gängige, gewaltfreie Formen des politischen 

Protests gegen Staaten. Im Falle Israels sind sie nicht per se antisemitisch.  

15. Politische Äußerungen müssen nicht maßvoll, verhältnismäßig, gemäßigt oder vernünftig sein, 

um nach Artikel 19 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte oder Artikel 10 der Europäischen 

Menschenrechtskonvention und anderen Menschenrechtsabkommen geschützt zu sein. Kritik, die 

von manchen als übertrieben oder umstritten oder als Ausdruck „doppelter Standards“ betrachtet 

wird, ist nicht per se antisemitisch. Im Allgemeinen ist die Trennlinie zwischen antisemitischen und 

nicht antisemitischen Äußerungen eine andere als die Trennlinie zwischen unvernünftigen und 

vernünftigen Äußerungen. 

 

3.10.2023 Leserbrief an die taz 

Habecks Rede hat eine Weichstelle, weil Habeck nicht genau bestimmt, was er unter Antisemitismus 

versteht. Gewalt- und Terrorverherrlichung sowie tätliche Angriffe auf deutsche Jüdinnen und Juden 

sind Straftaten - mit dem Begriff Antisemitismus jedoch ist es komplizierter. So haben ca. hundert 

israelische Soziolg*innen in der „Jerusalem Declaration of Antisemitism” (JDA) die auch vom 

deutschen Bundestag verwendete Antisemitismus-Definition der „International Holocaust 

Remembrance Alliance“ (IHRA) bezüglich Israelkritik/Antisemitismus entscheidend modifiziert. 

Während beispielsweise die IHRA die Behauptung, „die Existenz des Staates Israel [sei] ein 

rassistisches Unterfangen“ als antisemitisch einstuft, sagt die JDA, dass es „nicht per se antisemitisch 

[ist], auf systematische rassistische Diskriminierung hinzuweisen“. Problematisch ist angesichts der 

Multikulturalität und Diversität der Bevölkerung Israels auch, dass die IHRA von Antisemitismus 

spricht, wenn sich Kritik „gegen den Staat Israel, der dabei als jüdisches Kollektiv verstanden wird, 



richtet“. Die JDA erklärt hingegen, dass „der, wenngleich umstrittene, Vergleich Israels mit 

historischen Beispielen einschließlich Siedlerkolonialismus oder Apartheid nicht per se antisemitisch“ 

ist. IHRA und JDA sind sich allerdings darin einig, dass man von Antisemitismus sprechen muss, wenn 

Jüdinnen und Juden in Deutschland für das Handeln der israelischen Regierung „pauschal“ 

verantwortlich gemacht werden. Dies deckt sich mit der JDA-Auffassung, dass Antisemitismus eine 

Form von Rassismus ist - und im Gegenzug aber Taten, die nicht rassistisch sind (also keine 

„Pauschalisierung“ darstellen) auch nicht als antisemitisch bezeichnet werden können. Diese 

Auffassung wird heute in Deutschland von vielen Antisemitismusbeauftragten und -experten in 

Frage gestellt, womit die Grenzen des Antisemitismusbegriffs verschwimmen, was ich eingangs mit 

„Weichstelle“ gemeint habe. 

Wolfgang Martin Stroh (Oldenburg) 


